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Foto:  Emerich-Ambros-Ufer, Fraktion Freie Wähler/Freie Bürger
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Torsten Nitzsche»Die Arbeit im Stadtrat ist vor allem Arbeit in 
den Ausschüssen. Der Ausschuss für Stadt-
entwicklung, Bau, Verkehr und Liegen-
schaften hat nicht nur einen sperrigen 
Namen, sondern auch ein großes Aufgaben-
spektrum. 

Verkehr, das ist Mobilität und das ist etwas was die 
Bürger täglich betrifft. Wie geht es mit dem geplan-
ten Stadtring, der den Verkehr um das Stadtzen-
trum führen soll, z. B. in Cotta mit der Fertigstellung 
des Emerich-Ambros-Ufer weiter?

Seit 2017 gibt es Baurecht für den Bereich zwi-
schen Weißeritzbrücke und Emerich-Ambros-
Ufer, und das nach jahrzehntelanger Planung. 
Passiert ist nichts, weil der ehemalige grüne Bau-
bürgermeister mit der genehmigten Planung für 
die Fahrradwege nicht einverstanden war. Nun 
hat der öffentliche Druck wieder etwas Schwung 
in die Angelegenheit gebracht. Die zuständige 
Abteilung für Mobilität hat eine realisierbare und 
sinnvolle Lösung für die – momentan behinderte 
– Straßenbahn, die Buslinien und den Autover-
kehr gefunden. Gebaut werden soll nachdem die 
Hamburger Straße zwischen der Brücke über die 
Weißeritz und dem ehemaligen Theater Junge 
Generation saniert wurde.

Es gibt aber noch ein aktuelles Problem vor Ort?

Ja. Die Verwaltung will eine Autospur Richtung 
Cotta nur für den Bus- und Radverkehr nutzen. 
Wir befürchten dann einen enormen Rückstau 
für alle anderen Verkehrsteilnehmer. Daher 
haben wir gemeinsam mit FDP und CDU einen 

Änderung der Hauptsatzung Wo steuert unsere Stadt hin?
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70 Jahre Kampf um Freiheit
und Demokratie

17. Juni 1953 –
17. Juni 2023
„FREIHEIT WAGEN!“
Offenes Rathaus Dresden
17. Juni 2023, 10 – 17 Uhr
Kommen Sie mit unseren Stadträten ins Gespräch.

10 – 12 Uhr
Torsten Nitzsche – Mobilität braucht Freiheit
Silvana Wendt – Freiheit durch Bildung
12 – 14 Uhr
Claus Lippmann - Gesprächsangebot zu Sport- 
und Wirtschaftsthemen
14 – 15 Uhr
Suanne Dagen – im Gespräch mit dem Autor 
Klaus-Rüdiger Mai zu seinem Buch „Der kurze 
Sommer der Freiheit“
15 – 17 Uhr
Jens Genschmar – „Freiheit“ – ein kleines Wort mit 
viel Verantwortung

Für eine bessere Planung bitten wir um Anmel-
dung unter fraktion-freie-waehler@dresden.de
oder 0351-488-1033.

Claus Lippmann

In den 90er Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts wurden die neun Ortschaften

• Altfranken
• Cossebaude
• Gompitz
• Langebrück
• Mobschatz
• Oberwartha
• Schönborn
• Schönfeld-Weißig und
• Weixdorf 

in die Stadt Dresden eingemeindet. Mit ihnen 
wurden entsprechende Eingemeindungsver-
träge geschlossen und ihnen wurde ein relativ 
autonomer Status zugebilligt. Nach Ablauf der 
jeweiligen Ortschaftsverfassungen soll neu ver-
handelt werden. Auf jeden Fall sollten dabei die 
Ortschaftsräte ein Wörtchen mitreden dürfen. 
Für Gompitz, Mobschatz und Oberwartha 
wurden sogar unbefristete Eingemeindungsver-
träge ausgehandelt.

Der vorherige Stadtrat beschloss mit einer rot-
grün-roten Mehrheit im August 2018 im Rahmen 
einer Änderung der Hauptsatzung die Auflösung 
der Ortschaften und Angliederung an die Stadt-
bezirke spätestens im Jahr 2034. Die relative 
Selbständigkeit der Ortschaften in den Randge-
bieten der Stadt war den meisten der damaligen 
Stadträte wohl ein Dorn im Auge. Die Ortschafts-
räte wurden dazu nicht gefragt und so zeigten 
sie ein hohes Maß an Unverständnis. Ohne Betei-
ligung bzw. vorherige Gespräche, über die Köpfe 
der betroffenen Bürgerinnen und Bürger hin-

Eilantrag gestellt, um im Vorfeld eines endgülti-
gen Wegfalls einer Fahrspur einen Verkehrsver-
such durchzuführen. Grundsätzlich gilt: Verände-
rungen sollten allen Verkehrsteilnehmern Vor-
teile bringen. Grüne Verkehrspolitik ist auch hier 
wieder einmal einseitig, die Mobilität der Stadt 
wird durch diesen Paradigmenwechsel zu Lasten 
des Individualverkehrs gestört.

Man bekommt den Eindruck, Dresden tut einiges 
für den Ausbau des ÖPNV. Der individuelle Verkehr 
hat dafür mit Einschränkungen zu leben.

Ja, dafür gibt es zahlreiche Beispiele. Die Stadt 
plant einen grundhaften Ausbau der Augsburger 
Straße. Dabei soll nicht nur die Fahrbahn erneu-
ert, sondern auch Platz für zwei Buslinien durch 
die Augsburger Straße geschaffen werden. Dafür 
werden Parkplätze am Straßenrand wegfallen 
und auch mehrere der großen Bäume gefällt. Die 
Anwohner lehnen dies ab. Unsere Aufgabe ist es 
nun, Wege zu finden, die Anwohner nicht nur zu 
hören, sondern ihren Einwänden auch Gehör zu 
verschaffen. Das ist nur ein Beispiel. Das Problem 
unserer Verwaltung ist, dass zu lange geplant 
wird, häufig am Willen der Dresdner und am tat-
sächlichen Bedarf vorbei. Und wenn wir einmal 
eine genehmigte Planung haben, dann dauert es 
zu lange bis diese umgesetzt wird. Gute Stadt-
entwicklung ist eine, die von den Bürgern mitge-
tragen wird.

Haben die geplanten Containerdörfer für die 
Unterbringung von Asylbewerbern eigentlich auch 
etwas mit Stadtentwicklung zu tun?

Unbedingt! Jeder Standort steht für einen Ein-
griff in einen bestimmten Sozialraum. Auch aus 
diesem Grund lehnen wir die beschlossenen 
Standorte ab. Es sind die falschen Standorte, es 
sind zu viele Standorte und es ist eine zu teure 
Unterbringung.  
Ich mach das einmal am vorgeschlagene Stand-
ort Altgorbitzer Ring deutlich. Jeder vierte 
Bewohner in Gorbitz-Süd lebt von staatlichen 
Transferleistungen, 44 Prozent aller Kinder. Über 
ein Drittel der erwerbsfähigen Empfänger in 
diesem Sozialbezirk sind Ausländer. Nach einer 
positiven Entwicklung in Gorbitz bis 2015 gibt es 
seitdem eine Unterbringung in unzähligen 
Belegwohnungen. Es gibt zwar keine zentrale 
Asyleinrichtung, aber man erkennt, dass die 
Ansiedlungspolitik der Stadt dem bereits sozial 
benachteiligten Stadtteil massiv schadet und 
soziale Brennpunkte schafft. 
Hunderte Gorbitzer haben sich gegen diesen 
Standort gewandt. Die Stadtverwaltung und die 
Mehrheit im Stadtrat haben daran festgehalten. 
Und die Stadtverwaltung möchte in Gorbitz auf 

der Uthmannstraße, direkt gegenüber vom jetzt 
vorgesehenen, noch einen weiteren Standort 
mit 66 Plätzen einrichten. Das ist klare Politik 
gegen den Stadtteil und gegen den Dresdner 
Bürger. »Es kann doch nicht sein, dass Dresden 

freiwillig 30 Millionen Euro zusätzlich für 
die Unterbringung von Asylbewerbern 
ausgibt, aber bei Sporthallen und Bädern 
gespart wird!

weg, sollte bereits 16 Jahre früher (als die meis-
ten Ortschaftsverfassungen auslaufen), über die 
künftige Eingliederung der Ortschaften ent-
schieden werden.

Gleich zu Beginn dieser Wahlperiode – im Sep-
tember 2019 – stellte die CDU-Fraktion einen 
Antrag, der die betreffende Änderung der 
Hauptsatzung rückgängig machen sollte. Der 
Antrag „Dresdner Ortschaften erhalten“ wurde in 
den Ausschüssen verändert, die ursprüngliche 
Intention blieb aber in den Punkten vier und fünf 
erhalten. Nachdem nun die Verwaltung per 26. 
April 2021 alle Aufträge erfüllt hat, sind nur noch 
diese Punkte vier und fünf offen. Der Oberbür-
germeister schreibt in der entsprechenden 
Beschlusskontrolle: „Die angestrebte Verlänge-
rung der Ortschaftsverfassungen kann durch 
eine entsprechende Änderung der Hauptsat-
zung erreicht werden. Eine solche könnte mittels 
Antrag in die Wege geleitet werden.“ Die CDU-
Fraktion hat sich seit April 2021 nicht mehr 
darum gekümmert und so haben wir es nun 
getan und einen entsprechenden Beschlussan-
trag eingebracht. 

Ich selbst habe den Antrag in vier Ortschaftsver-
sammlungen vorgestellt. Die Resonanz war 
durchweg positiv. Eine Änderung gab es aber: 
Die Ortschaftsräte wollen die Hauptsatzung 
noch in dieser Legislatur geändert haben! Das 
unterstützen wir gern, weil es endlich Klarheit 
und Verbindlichkeit schafft.

Und wenn der Stadtrat seine Glaubwürdigkeit 
nicht verlieren will, sollte er zu seinem Beschluss 
von 2020 stehen, die Ortschaften zu erhalten. 

Seit vielen Jahren leisten die Ortschaftsräte 
einen wertvollen Beitrag zur innerstädtischen 
Demokratie – sie kennen die Anliegen, Bedarfe 
und Wünsche in ihren Teilen der Stadt am besten 
und haben bisher oftmals konstruktive Lösun-
gen eingebracht.

»Es ist derzeit nicht absehbar, wie die 
Ortschaften sich innerhalb der nächsten 15 
Jahre entwickeln werden. Lassen wir die 
betroffenen Bürger in den Ortschaften 
selbst entscheiden wie sie sich in die 
Gemeindestruktur der Stadt eingliedern 
wollen – genau so, wie wir es ihnen 
seinerzeit zugesichert haben.


